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Der Landrat wird beauftragt, gemeinsam mit dem Kreistag strategische Ziele für die Entwick-
lung des Landkreises aufzustellen und mit Maßnahmen zu untersetzen. Diese sollen Grund-
lage für die Haushaltsaufstellung ab 2011 sein. 
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Begründung: 
 
 
Mitte Mai 2009 meldete das Statistische Bundesamt, dass das Bruttoinlandprodukt 
im I. Quartal 2009 im Vergleich zum vorherigen Quartal um 3,8 Prozent und damit 
zum vierten Mal in Folge in einem Quartal gesunken ist. Gleichzeitig ergab die neue 
Steuerschätzung ein deutlich verringertes Steueraufkommen der öffentlichen Haus-
halte gegenüber den bisherigen Prognosen bis zum Jahr 2012 (vergleiche Anla-
ge/Rundschreiben Landkreistag 288/2009 vom 26.05.2009). 
 
Die Verringerung der Erträge aus Kreisumlage und Schlüsselzuweisung wird nach 
aktueller Prognose für den Kreishaushalt bis einschließlich 2012 etwa 24 Mio. Euro 
betragen. Damit erhöht sich der zurzeit geplante Fehlbedarf für 2012 in Höhe von 45 
Mio. Euro (unter Berücksichtigung des kameralen Fehlbetrages in Höhe von 30,9 
Mio. Euro) auf 68 Mio. Euro. Unberücksichtigt blieb hierbei der sich erhöhende Auf-
wand infolge der voraussichtlichen Entwicklung der sozialen Lage der Bevölkerung. 
 
Diese Entwicklung wird vermutlich längerfristig dauern durch die am 29. Mai 2009 mit 
verfassungsändernder Mehrheit im Bundestag beschlossenen „Schuldenbremse“ für 
Bund und Länder. Stark vereinfacht bedeutet Schuldenbremse, dass die Haushalte 
von Bund und Länder ohne Einnahmen aus Krediten auszugleichen sind. Dies gilt  
für den Bund ab 2016 und für die Länder ab 2020. Die neue Schuldenbremse im 
Grundgesetz soll nicht für Kommunen gelten. Allerdings bleibt der „Maastricht-
Vertrag“ davon unberührt, das heißt, für die Summe aller öffentlichen Haushalte (in-
klusive Sozialversicherung) sollen auch künftig die Maastricht-Kriterien gelten. Das 
könnte den Druck auf die Kommunen, sich noch stärker zu verschulden, deutlich er-
höhen. Da sich die Länder nicht weiter verschulden dürfen, könnten sie diesen Druck 
an die Kommunen weitergeben, in dem entweder die Verbundmasse im Finanzaus-
gleich verringert wird oder Aufgaben des Landes auf die Kommunen übertragen wer-
den. Beides würde die Haushaltslage der Kommunen massiv verschärfen. 
 
Vor diesem Hintergrund ist es erforderlich, sich zu der Entwicklung des Landkreises 
zu positionieren. 


